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Gesetzliche Grundlagen:
Königlicher Erlass vom 27. Juli 1976 zur Regelung der Zurdispositionstellung wegen Stellenmangels, der Wiedereinberufung in den Dienst und der Gewährung einer Wartegehaltssubvention im subventionierten Unterrichtswesen
Artikel 64 des Dekretes vom 26. April 1999 über das Regelgrundschulwesen
Vorbemerkung

Nachstehende Zusammenfassung gilt für das subventionierte Regelgrundschulwesen.
1 Verlust an Stellenkapital - Maßnahmen
1.1 Einleitung
Das Stellenkapital steht laut Dekret über das Regelgrundschulwesen vom 26. April 1999 dem Schulträger für ein ganzes Schuljahr zur Verfügung. Bei der Ermittlung werden die Schüler des vorhergehenden Schuljahres berücksichtigt (Stichtag ist im Primarschulwesen und im Kindergarten der 15. März). 

Im Primarschulwesen erfolgt am 30. September eine Neuberechnung, die einen Stellenverlust zur Folge haben kann. Auch im Kindergarten erfolgen Neuberechnungen. Diese führen allerdings nie zu einem Stelleverlust und sind somit ohne Belang für vorliegende Schulvorschrift.
Stichtag für die Berechnung des Stellenkapitals in den Ämtern Religion und nichtkonfessionelle Sittenlehre ist der 30. September des laufenden Schuljahres. Das Stellenkapital steht vom 1. Oktober des laufenden Schuljahres bis zum 30. September des darauffolgenden Schuljahres zur Verfügung. Der Schulträger kann bereits am ersten Tag des Schuljahres zusätzliche Kurse einrichten, wobei die Kurse, die auf Grund der erfolgten Berechnung weniger zur Verfügung stehen, zu seinen Lasten gehen. Folgt im Laufe eines Schuljahres kein Schüler einer bestimmten Stufe mehr einem Religionsunterricht oder einem Unterricht in nichtkonfessioneller Sittenlehre, wird der Unterricht in dieser Stufe nur bis zum letzten Tag des Monats der Abmeldung des letzten Schülers organisiert beziehungsweise subventioniert.
Ein Verlust an Stellenkapital kann daher nur zu Beginn eines Schuljahres (1. September) oder – im Primarschulwesen - am 1. Oktober eintreten, was nicht bedeutet, dass nur zu diesem Zeitpunkt eine Wiederbeschäftigung oder eine Wiedereinberufung in den Dienst zu erfolgen hat. 

Achtung: In den Ämtern Religion und nichtkonfessionelle Sittenlehre kann ein Verlust an Stellenkapital auch während des Schuljahres erfolgen (siehe Absatz 3).
1.2 Erläuterungen zum Begriff „dasselbe Amt“ 

Der Begriff „dasselbe Amt“ wird im Zusammenhang mit der Zurdispositionstellung wegen Stellenmangels gemäβ dem K.E. vom 2. Oktober 1968 zur Festlegung und Einteilung der Ämter definiert. Es handelt sich dabei immer um das Amt, das ein Personalmitglied definitiv ausübt:

· Beförderungsämter, Auswahlämter und Anwerbungsämter sind unterschiedliche Ämter;

· Im Kindergarten besteht in der Kategorie der Anwerbungsämter nur das Amt des Kindergärtners;

· Im Primarschulwesen wird in der Kategorie der Anwerbungsämter zwischen folgenden Ämtern unterschieden: 
· das Amt des Primarschullehrers
· das Amt des Lehrers für Religion
· das Amt des Lehrers für nichtkonfessionelle Sittenlehre
· das Amt des Fachlehrers für Leibeserziehung
· das Amt des Fachlehrers der ersten Fremdsprache 

· Alle Ämter werden nach Sprachabteilung getrennt;

· alle Ämter werden nach Regel- und Förderschule getrennt. 

1.3 Vorhergehende Maβnahmen (Sanierungsmaβnahmen)
Die hierunter aufgelisteten Maßnahmen sind zu ergreifen, bevor ein Personalmitglied zur Disposition wegen Stellenmangels gestellt wird. Die Reihenfolge ist dabei zu beachten:
1. Die Dienstleistungen der im selben Amt definitiv ernannten Personalmitglieder in der Schule, wo der Verlust erfolgt, sind zunächst zu verringern bis zur Stundenanzahl, die erforderlich ist für ein Amt mit vollständigem Stundenplan.
2. Die Dienstleistungen der im selben Amt definitiv ernannten Personalmitglieder in den anderen Schulen des Trägers sind zu verringern bis zur Stundenanzahl, die erforderlich ist für ein Amt mit vollständigem Stundenplan.
3. Die Dienste von zeitweilig bezeichneten Personalmitgliedern im selben Amt sind

· beim Schulträger zu beenden (offizielles subventioniertes Unterrichtswesen);
· in einer Schule des Trägers in derselben Gemeinde zu beenden (freies subventioniertes Unterrichtswesen).
4. Im Primarschulwesen darf kein Fachlehrer zur Disposition gestellt werden, solange das sich auf dieses Amt beziehende Fach von Primarschullehrern erteilt wird.

1.4 Zurdispositionstellung wegen Stellenmangels

1.4.1 Wer wird bei Stellenmangel zur Disposition gestellt?

1. Zunächst wird das Personalmitglied, das dasselbe Amt ausübt und das niedrigste Dienstalter aufweist, zur Disposition gestellt: 

Hier kann der Träger, wenn es sich um eine Gemeinde handelt, allerdings wählen, indem er entweder die Schulniederlassung in Betracht zieht, wo der Stellenverlust erfolgte, oder aber alle Schulen einbezieht. Wir empfehlen eine einheitliche Vorgehensweise festzulegen.

Ist der Träger eine VOG (freies subventioniertes Unterrichtswesen), dann erfolgt die Maßnahme nur in Schulniederlassungen des Trägers, die sich in derselben Gemeinde befinden

2. Anschlieβend wird der Schulleiter, der wegen Stellenmangels zur Disposition stand, als Primarschullehrer oder Fachlehrer wiederbeschäftigt wurde und das niedrigste Dienstalter aufweist, zur Disposition gestellt. Auch hier besteht die in Nummer 1 angeführte Wahlmöglichkeit.
In beiden Fällen: Sollte das Dienstalter identisch sein, wird das Personalmitglied mit dem niedrigsten Amtsalter zur Disposition gestellt.

Die Berechnung des Dienstalters und des Amtsalters erfolgt gemäß Artikel 85 a, b, d, e und f sowie Artikel 40 Nummer 4 und 5 des K.E. vom 22. März 1969. 

Hier die Grundregeln der Ermittlung des Dienst- oder Amtsalters:

1. Es werden alle im von der Gemeinschaft organisierten oder subventionierten Unterrichtswesen effektiv geleisteten Dienste berücksichtigt, einschließlich des Jahres- und Entspannungsurlaubs, des Urlaubs aus prophylaktischen Gründen, des Zeitraums, während dem das Personalmitglied im Rahmen des Mutterschaftsschutzes oder der Bedrohung durch eine Berufskrankheit von der Ausübung jeglicher Tätigkeit freigestellt ist, des Militärdienstes, der Zeiträume der Wiedereinberufung in den Militärdienst, des Mutterschaftsurlaubs, des Urlaubs wegen Krankheit oder Gebrechen, des Elternurlaubs, des Elternschaftsurlaubs, des Gelegenheitsurlaubs sowie des außergewöhnlichen Urlaubs wegen Fällen höherer Gewalt. 

2. Die als zeitweiliges Personalmitglied effektiv geleisteten Dienste werden von Anfang bis Ende der ununterbrochenen Dienstperiode berücksichtigt. Diese Anzahl Tage wird mit 1,2 multipliziert. 

3. Dienste, die als Bezuschusster Vertragsarbeitnehmer erbracht wurden, werden nicht berücksichtigt.

4. Die als definitiv ernanntes Personalmitglied effektiv geleisteten Dienste werden pro Kalendermonat berücksichtigt. Diejenigen die keinen vollen Kalendermonat ausmachen entfallen. Die Dienste innerhalb des Monats, in dem man definitiv ernannt worden ist, werden wie Dienste anerkannt, die als Zeitweiliger geleistet worden sind.

5. 30 Tage bilden einen Monat.

6. Die Dienste, die in einem Amt mit unvollständigem Stundenplan geleistet werden und mindestens die Hälfte der für ein Amt mit vollständigem Stundenplan erforderlichen Anzahl Stunden erreichen, werden genauso wie die in einem Amt mit vollständigem Stundenplan geleisteten Dienste berücksichtigt.

7. Die Anzahl Tage, die in einem Amt mit unvollständigem Stundenplan erworben wird, der nicht die Hälfte der für ein Amt mit vollständigem Stundenplan erforderlichen Stundenzahl erreicht, wird um die Hälfte verringert.

8. Die Gesamtdauer der Dienste, die in zwei oder mehreren gleichzeitig ausgeübten Ämtern mit vollständigem oder unvollständigem Stundenplan erworben worden ist, darf nie höher liegen als die Dauer, die in einem während derselben Periode ausgeübten Amt mit vollständigem Stundenplan erworben worden ist.

9. Pro Kalenderjahr darf die Gesamtdauer der Dienste nicht mehr als 12 Monate betragen

1.4.2 Verfahren

Die Entscheidung des Trägers (Gemeinderat z. B.) erfolgt spätestens am letzten Tag, an dem die Stelle noch subventioniert wird.

Es wird das beiliegende Formular ausgefüllt. Dieses Formular wird vom Personalmitglied gegengezeichnet mit eventuellen Bemerkungen und mit der Angabe, ob es ein Wartegehalt beziehen möchte oder nicht. Das Personalmitglied erhält eine Abschrift. Das Dokument wird dem Ministerium der DG innerhalb von 60 Tagen zwecks Billigung übermittelt.

Ein Personalmitglied kann auf dem Dokument anführen, dass es zeitweilig ganz oder teilweise auf sein Wartegehalt verzichtet. Während dieser Zeitspanne unterliegt das Personalmitglied nicht mehr den u. a. Vorschriften über die Wiedereinberufung in den Dienst oder die Wiederbeschäftigung. Es gibt allerdings eine Ausnahme: Wenn der Schulträger, bei dem es beschäftigt war oder der seine Schule übernommen hat, ihm eine definitiv offene Stelle im selben Amt anbietet, kann das Personalmitglied nicht ablehnen.

Bei Nichtbeachtung des Verfahrens zahlt die Deutschsprachige Gemeinschaft nicht mehr das Wartegehalt. Das Personalmitglied fällt dann zu Lasten des Trägers.

2 Wiedereinberufung in den Dienst (Reaffektierung) und Wiederbeschäftigung

Eine Wiedereinberufung in eine Stelle, deren Amtsinhaber zeitweilig abwesend ist (vorübergehend offen), wird provisorische Wiedereinberufung genannt.

Eine Wiedereinberufung in eine Stelle, die überhaupt nicht besetzt ist (definitiv offen), wird definitive Wiedereinberufung genannt.

2.1 Wiedereinberufung in den Dienst

Eine Wiedereinberufung in den Dienst erfolgt im selben Amt. 

Beim selben Amt handelt es sich entweder:

1) um das Amt, das das Personalmitglied definitiv ausübte

oder

2) um jedes Amt, für das das Personalmitglied den erforderlichen Befähigungsnachweis besitzt und wenn es gleichzeitig

a) ein Amt ist, das derselben Klasse zuzuordnen ist (Beförderungsamt/Auswahlamt/ Anwerbungsamt); 

b) ein Amt ist, das derselben Unterrichtsebene zuzuordnen ist (Kindergarten/Primarschule);
c) gleich besoldet wird, selbst wenn die Stundenzahl verschiedenen ist.
Ausgenommen ist allerdings das Amt des Lehrers für nichtkonfessionelle Sittenlehre oder Religion.
Beispiele

Ein Personalmitglied, das definitiv als Fachlehrer für Leibeserziehung ernannt ist, kann als Primarschullehrer in den Dienst wiedereinberufen werden, wenn es den erforderlichen Befähigungsnachweis für das Amt des Primarschullehrers besitzt.

Ein Personalmitglied, das definitiv als Primarschullehrer ernannt ist, darf nicht als Lehrer für katholische Religion in den Dienst wiedereinberufen werden.
2.2 Wiederbeschäftigung

Die Wiederbeschäftigung erfolgt hingegen in einem anderen Amt, für das das Personalmitglied den erforderlichen Befähigungsnachweis besitzt.

Beispiele

Eine Schulleiterin kann als Primarschullehrerin wiederbeschäftigt werden.

Eine Primarschullehrerin kann als Kindergärtnerin wiederbeschäftigt werden, wenn sie den erforderlichen Befähigungsnachweis für dieses Amt besitzt (K.E. vom 22. April 1969 legt die erforderlichen Befähigungsnachweise fest).

2.3 Modalitäten

Eine Wiedereinberufung oder Wiederbeschäftigung erfolgt in Stellen, die zumindest während einem anfänglich ununterbrochenen Zeitraum von mehr als 15 Tagen offen sind. 

Bei einer definitiv offenen Stelle handelt es sich um eine Stelle, die keinem definitiv ernannten oder eingestellten Personalmitglied zugeteilt ist.

Bei einer zeitweilig offenen Stelle handelt es sich um eine Stelle, die einem definitiv ernannten oder eingestellten Personalmitglied zugeteilt ist, das vorübergehend über einen Zeitraum von mehr als 15 Tagen abwesend ist.

Im Falle von zeitweilig und definitiv offenen Stellen gelten die nachstehenden Regeln. 

2.4 Welchen Pflichten unterliegt ein Träger, wenn er eine offene Stelle hat?

1. Er muss ein Personalmitglied wiedereinberufen, das von ihm wegen Stellenmangels zur Disposition gestellt wurde. 

Kommen mehrere Personalmitglieder für ein Anwerbungsamt in Frage, ist das höchste Dienstalter ausschlaggebend, bei gleichem Dienstalter zählt das Amtsalter.
Zur Ermittlung des Dienstalters ( siehe 2.4.1.
2. Er muss einen Schulleiter wiedereinberufen, der zwischenzeitlich erneut in einem Anwerbungsamt ernannt worden ist. 

3. Er muss ein Personalmitglied wiedereinberufen (also im selben Amt), das einer Schule angehörte, die übernommen wurde und dort wegen Stellenmangels zur Disposition stand.
Kommen mehrere Personalmitglieder für ein  Anwerbungsamt in Frage, ist das Dienstalter ausschlaggebend, bei gleichem Dienstalter zählt das Amtsalter.

4. Er muss ein Personalmitglied wiedereinberufen, das wegen Stellenmangels bei einem anderen Träger zur Disposition steht, wenn:

a) der Träger demselben Netz angehört;
b) das Personalmitglied sich auf der Liste befindet, die vom Minister im Vorjahr erstellt wurde.
Achtung! Es gilt die in 3.5.1 Nr. 1 angeführte Beschränkung.
5. Wiederbeschäftigung: Falls keine der o. a. Maßnahmen ergriffen werden kann, ist eine Wiederbeschäftigung (in einem anderen Amt) in der o. a. Reihenfolge vorzunehmen.

6. Der Minister kann eine Wiedereinberufung oder eine Wiederbeschäftigung eines Personalmitgliedes anordnen, das sich auf der Liste befindet, die im laufenden Jahr erstellt wird. Bevor er entscheidet, holt er das Gutachten der Reaffektierungskommission ein.

Was einen Schulleiter angeht, so gelten die o.a. Verpflichtungen nur, wenn er weiterhin ein Anrecht auf eine Besoldungsstufe hat, die höchstens eine Kategorie höher oder niedriger ist als die alte Besoldungsstufe.

Wichtige Bemerkungen:

Der Schulträger (bzw. im FSU die Schule), der das dienstjüngste Personalmitglied im betreffenden Amt beschäftigt, muss das Personalmitglieds, das zur Disposition wegen Stellenmangels steht, übernehmen. Bei Gleichstand wird der Wunsch des Personalmitglieds berücksichtigt. Die Ermittlung des dienstjüngsten Personalmitglieds erfolgt gemäβ der unter Nummer 2.4.2. dargelegten Regeln, wobei die unter BVA-Statut geleisteten Dienste ebenfalls berücksichtigt werden. 

Ein Personalmitglied, das bei einem anderen Träger wiedereinberufen ist, kann dort im darauf folgenden Jahr bleiben, selbst wenn es bei seinem Träger wiedereinberufen werden kann, es sei denn die Reaffektierungskommission fasst ein anders lautendes Gutachten.
Eine Wiedereinberufung oder Wiederbeschäftigung in der Schulischen Weiterbildung eines Personalmitglieds, das in der Tagesschule definitiv ernannt oder eingestellt ist, erfordert das Einverständnis des Personalmitglieds.

Eine Wiedereinberufung oder Wiederbeschäftigung eines Personalmitglieds im OSU, das im FSU zur Disposition steht, oder umgekehrt ist ausgeschlossen.
Eine provisorische Wiedereinberufung oder Wiederbeschäftigung in einer Förderschule ist gegen den Willen des betroffenen Personalmitglieds nicht möglich.
2.5 Pflichten eines Personalmitgliedes, das wegen Stellenmangels zur Disposition steht und ein Wartegehalt bezieht

2.5.1 Pflichten

1. Ein Personalmitglied, das vollständig zur Disposition wegen Stellenmangels steht, muss eine Wiedereinberufung in den Dienst oder Wiederbeschäftigung annehmen.

Eine Wiedereinberufung oder Wiederbeschäftigung von Norden der DG zum Süden der DG und umgekehrt geschieht ab einem halben Stundenplan. Ist weniger als ein halber Stundenplan verfügbar, muss das Einverständnis des Personalmitglieds eingeholt werden.
Wenn der Schulträger, bei dem ein Personalmitglied beschäftigt war oder der seine Schule übernommen hat, ihm eine definitiv offene Stelle im selben Amt anbietet, darf das Personalmitglied nicht ablehnen (vgl. 2.4.2.).
2. Die in Nr. 1 angeführten Pflichten gelten auch für Personalmitglieder, die teilweise zur Disposition stehen. Eine Wiedereinberufung oder Wiederbeschäftigung kann für die entsprechende Anzahl Stunden erfolgen. 

3. Das Personalmitglied, das nicht wiedereinberufen werden kann, steht dem Träger zur Verfügung für die Anzahl Stunden der Zurdispositionstellung und kann von ihm beschäftigt werden (z.B. pädagogische Aufgaben) 

2.5.2 Verfahren

Das Personalmitglied muss innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt des Angebots sein Einverständnis schriftlich mitteilen. Das Schreiben geht an den Minister bzw. das Ministerium, sollte das Personalmitglied ablehnen muss es die Gründe anführen. Der Minister entscheidet. Es droht die Streichung des Wartegehalts bei einer Ablehnung. 

2.6 Besondere Bestimmungen für Religionslehrer

Auf die im Grund- und Sekundarschulwesen beschäftigten Lehrer für Religion finden besondere Bestimmungen hinsichtlich der Wiedereinberufung in den Dienst, der Wiederbeschäftigung oder der Stundenplanergänzung Anwendung:

· Lehrer für Religion, die im GUW wegen Stellenmangels zur Disposition stehen, werden vorübergehend im OSU oder FSU wieder in den Dienst einberufen beziehungsweise als Lehrer für Religion in einer anderen Schulebene wiederbeschäftigt, es sei denn, die betreffenden Personalmitglieder verzichten auf das entsprechende Wartegehalt. 

· Lehrer für Religion, die im GUW definitiv ernannt sind und denen nicht zumindest die Zahl der Unterrichtsstunden zugewiesen werden kann, für die sie ernannt sind, werden vorübergehend im OSU oder FSU vorrangig auf jede zeitweilige Bezeichnung und jede definitive Ernennung für den Umfang des Stundenverlusts als Lehrer für Religion in derselben oder einer anderen Schulebene beschäftigt, es sei denn, die betreffenden Personalmitglieder verzichten auf das entsprechende Wartegehalt.

· Lehrer für Religion, die ganz oder teilweise bei einem Träger des OSU oder des FSU wegen Stellenmangels zur Disposition stehen, werden vorübergehend im GUW oder im FSU bzw. OSU wieder in den Dienst einberufen beziehungsweise als Lehrer für Religion in einer anderen Schulebene wiederbeschäftigt, es sei denn, die betreffenden Personalmitglieder verzichten auf die entsprechende Wartegehaltssubvention.

Eine Wiedereinberufung in den Dienst oder eine Wiederbeschäftigung vom Regel- zum Förderschulwesen ist nur mit dem Einverständnis des betroffenen Personalmitgliedes möglich.

Bevor die hiervor erwähnte Wiedereinberufung in den Dienst, Wiederbeschäftigung oder Stundenplanergänzung erfolgt, erteilen die betroffenen Reaffektierungskommissionen ein Gutachten.
3 Aufgaben der Reaffektierungskommission

Die Reaffektierungskommission gibt Gutachten ab und berät den Minister (vgl. 3.4 Nummer 7). Die Gutachten haben einen hohen Stellenwert, der Minister kann sich jedoch in begründeten Fällen darüber hinwegsetzen.

4 Liste der Personen, die wegen Stellenmangels zur Disposition stehen

Diese Liste wird vom Ministerium erstellt. Das Ministerium stützt sich bei der Erstellung auf die beigefügten Formulare, die sie von den Trägern erhält. Die Liste wird spätestens bis zum 15. Dezember allen Schulträgern zur Kenntnis gebracht.

